
 

 

 
2290 der B

eilagen X
X

IV
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

1 von 25 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  

Artikel 1  
Änderung des Emissionszertifikategesetzes 2011  

Genehmigung zur Emission von Treibhausgasen Genehmigung zur Emission von Treibhausgasen 
§ 4. (…) 
(5) Eine Berufung gegen den Genehmigungsbescheid kann innerhalb von 

acht Wochen erhoben werden. Der Genehmigungsbescheid sowie die 
Genehmigungsakten sind von der Behörde unverzüglich nach Eintritt der 
Rechtskraft in elektronischer Form an das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu übermitteln. Unbeschadet des 
§ 68 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. 
Nr. 51, in der jeweils geltenden Fassung, kann ein Genehmigungsbescheid vom 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
als sachlich in Betracht kommende Oberbehörde innerhalb von sechs Wochen 
nach Erhalt abgeändert oder aufgehoben werden, wenn 
 1. der dem Bescheid zugrunde liegende Sachverhalt in wesentlichen 

Teilen unrichtig festgestellt oder aktenwidrig angenommen wurde oder 
 2. der Inhalt des Bescheids rechtswidrig ist. 

§ 4. (…) 
(5) Der Genehmigungsbescheid sowie die Genehmigungsakten sind von der 

Behörde unverzüglich nach Erlassung in elektronischer Form an das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu 
übermitteln. Unbeschadet des § 68 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, in der jeweils geltenden Fassung, kann ein 
Genehmigungsbescheid vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft als sachlich in Betracht kommende Oberbehörde innerhalb von 
sechs Wochen nach Erhalt abgeändert oder aufgehoben werden, wenn 
 1. der dem Bescheid zugrunde liegende Sachverhalt in wesentlichen Teilen 

unrichtig festgestellt oder aktenwidrig angenommen wurde oder 
 2. der Inhalt des Bescheids rechtswidrig ist. 

 Rechtsmittel 
 § 49a. (1) Über Beschwerden gegen Bescheide, die der Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nach diesem Bundesgesetz 
erlassen hat, entscheidet das Landesverwaltungsgericht Wien. 

(2) Über Beschwerden gegen Bescheide anderer Verwaltungsbehörden 
entscheidet das jeweils örtlich zuständige Verwaltungsgericht. 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann gegen Beschlüsse und Erkenntnisse eines 
Verwaltungsgerichts nach diesem Bundesgesetz wegen Rechtswidrigkeit Revision an 
den Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(4) Dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft sind schriftliche Ausfertigungen sämtlicher Beschlüsse und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Erkenntnisse eines Verwaltungsgerichts nach diesem Bundesgesetz unverzüglich 
zuzustellen. 

In- und Außerkrafttreten In- und Außerkrafttreten 
§ 59. (…) § 59. (…) 

(4) § 4 Abs. 5 sowie § 49a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 

  

Artikel 2  
Änderung des Bundesluftreinhaltegesetzes  

Behörde Behörde und Rechtsmittel 
§ 4. (…) § 4. (…) 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann gegen Bescheide, die eine Verwaltungsbehörde nach diesem 
Bundesgesetz erlassen hat, wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht erheben. 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten Inkrafttreten; Außerkrafttreten 
§ 10. (…) § 10. (…) 

(4) § 4 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  

Artikel 3  

Änderung des Umweltinformationsgesetzes  

Rechtsschutz Rechtsschutz 
§ 8. (…) 
(4) Über Berufungen entscheidet der unabhängige Verwaltungssenat des 

Bundeslandes, in dem das bescheiderlassende Organ der Verwaltung seinen Sitz 
hat (Art. 129a Abs. 1 Z 3 B-VG). 

(5) Der unabhängige Verwaltungssenat des Bundeslandes, in dem die zur 
Erlassung des Bescheides zuständige Stelle ihren Sitz hat, erkennt über 
Beschwerden von Betroffenen, die behaupten, durch die Mitteilung in ihren 
Rechten verletzt worden zu sein. 

(6) Die unabhängigen Verwaltungssenate entscheiden über Berufungen ge-
mäß Abs. 4 und Beschwerden gemäß Abs. 5 durch Einzelmitglied. 

§ 8. (…) 
(4) Über Beschwerden in Rechtssachen in den Angelegenheiten des Art. 131 

Abs. 2 B-VG (unmittelbare Bundesverwaltung) erkennt das Verwaltungsgericht des 
Bundes; über Beschwerden in Rechtssachen in den übrigen Angelegenheiten 
erkennen die Verwaltungsgerichte der Länder. 

(5) Behauptet ein/eine Betroffene/r, durch die Mitteilung in seinen/ihren 
Rechten verletzt worden zu sein, so ist auf dessen/deren Antrag von der informati-
onspflichtigen Stelle, soweit sie behördliche Aufgaben besorgt, hierüber ein Be-
scheid zu erlassen. Abs. 2 bis 4 sind sinngemäß anzuwenden. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 18. (…) § 18. (…) 

(8) § 8 Abs. 4 und Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft; gleichzeitig tritt § 8 Abs. 6 außer 
Kraft. 
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Artikel 4  

Änderung des Bundes-Umwelthaftungsgesetzes  

Kosten der Vermeidungs- und Sanierungstätigkeit Kosten der Vermeidungs- und Sanierungstätigkeit 
§ 8. (1) Soweit in den folgenden Absätzen nicht anderes bestimmt wird, hat 

der Betreiber sämtliche sich aus § 4 Z 12 ergebende Kosten der nach diesem 
Bundesgesetz durchgeführten Vermeidungs- und Sanierungstätigkeiten zu 
tragen, unter Einschluss der Kosten von administrativen Rechtsmittelverfahren, 
in denen er unterlegen ist. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie 
und Jugend sowie nach Anhörung der Landeshauptleute mit Verordnung im 
Interesse der Vereinfachung der Ermittlung nähere Bestimmungen für die zu 
erstattenden Verwaltungs- und Verfahrenskosten, Kosten für die Durchsetzung 
der Maßnahmen und sonstigen Gemeinkosten festzulegen. 

(…) 

§ 8. (1) Soweit in den folgenden Absätzen nicht anderes bestimmt wird, hat der 
Betreiber sämtliche sich aus § 4 Z 12 ergebende Kosten der nach diesem 
Bundesgesetz durchgeführten Vermeidungs- und Sanierungstätigkeiten zu tragen, 
unter Einschluss der Kosten von Verfahren vor den Verwaltungsgerichten, in denen 
er unterlegen ist. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend sowie nach 
Anhörung der Landeshauptleute mit Verordnung im Interesse der Vereinfachung der 
Ermittlung nähere Bestimmungen für die zu erstattenden Verwaltungs- und 
Verfahrenskosten, Kosten für die Durchsetzung der Maßnahmen und sonstigen 
Gemeinkosten festzulegen. 

(…) 
Rechtsschutz Rechtsschutz 

§ 13. (1) Gegen Bescheide, die in Anwendung dieses Bundesgesetzes 
erlassen werden, steht den Parteien das Recht der Berufung an den 
unabhängigen Verwaltungssenat jenes Bundeslandes zu, in dem die Behörde, 
die den Bescheid erlassen hat, ihren Sitz hat. 

(2) Der Bund, vertreten durch den Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, ist berechtigt, gegen 
letztinstanzliche Entscheidungen über Kosten und Ersätze nach diesem 
Bundesgesetz Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof gemäß Art. 131 
Abs. 2 B-VG zu erheben. 

§ 13. (1) Gegen Bescheide, die in Anwendung dieses Bundesgesetzes erlassen 
werden, steht den Parteien das Recht der Beschwerde an die Verwaltungsgerichte der 
Länder zu. 

(2) Gegen behördliche Entscheidungen über Kosten und Ersätze nach diesem 
Bundesgesetz kann der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes erheben. 

(3) Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse der Verwaltungsgerichte über Kosten 
und Ersätze nach diesem Bundesgesetz kann der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof erheben. 

 Inkrafttreten 
 § 21. § 8 Abs. 1 erster Satz und § 13 samt Überschrift in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  

Artikel 5  
Änderung des Chemikaliengesetzes 1996  

§ 61. (…) 
(5) Auf Antrag des Geschäfts- oder Betriebsinhabers hat der Bund für die 

entnommene Probe eine Entschädigung in der Höhe des Einstandspreises zu 
leisten. Die Entschädigung entfällt, wenn auf Grund dieser Probe eine 
bestimmte Person bestraft oder auf den Verfall der betreffenden Ware erkannt 
worden ist. Für Proben oder Einheiten, die der Partei zu Beweiszwecken 
zurückgelassen worden sind, ist keine Entschädigung zu leisten. Der Antrag auf 
Entschädigungsleistung kann frühestens nach einer Mitteilung der Behörde, 
dass kein Grund für eine Beanstandung vorliegt, nach rechtskräftiger 
Einstellung eines Verwaltungsstrafverfahrens oder nach dem Eintritt der 
Verfolgungsverjährung (§ 74) beim Landeshauptmann jenes Bundeslandes 
eingebracht werden, in dem die Probe entnommen worden ist. Dieser 
entscheidet mit Bescheid darüber, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe eine 
Entschädigung zu leisten ist. Über eine dagegen erhobene Berufung entscheidet 
der Unabhängige Verwaltungssenat. 

§ 61. (…) 
(5) Auf Antrag des Geschäfts- oder Betriebsinhabers hat der Bund für die 

entnommene Probe eine Entschädigung in der Höhe des Einstandspreises zu leisten. 
Die Entschädigung entfällt, wenn auf Grund dieser Probe eine bestimmte Person 
bestraft oder auf den Verfall der betreffenden Ware erkannt worden ist. Für Proben 
oder Einheiten, die der Partei zu Beweiszwecken zurückgelassen worden sind, ist 
keine Entschädigung zu leisten. Der Antrag auf Entschädigungsleistung kann 
frühestens nach einer Mitteilung der Behörde, dass kein Grund für eine 
Beanstandung vorliegt, nach rechtskräftiger Einstellung eines 
Verwaltungsstrafverfahrens oder nach dem Eintritt der Verfolgungsverjährung (§ 74) 
beim Landeshauptmann jenes Bundeslandes eingebracht werden, in dem die Probe 
entnommen worden ist. Dieser entscheidet mit Bescheid darüber, ob und 
gegebenenfalls in welcher Höhe eine Entschädigung zu leisten ist. 

Beschlagnahme Beschlagnahme 
§ 67. (…) 
(6) Wenn die vorläufig beschlagnahmten Gegenstände nicht im Betrieb 

belassen werden können, hat der bisher Verfügungsberechtigte die bei der 
Behörde anfallenden Transport- und Lagerkosten zu tragen. Über die 
Kostenersatzpflicht entscheidet dem Grunde und der Höhe nach der 
Landeshauptmann mit Bescheid. Über eine dagegen erhobene Berufung 
entscheidet der Unabhängige Verwaltungssenat. 

§ 67. (…) 
(6) Wenn die vorläufig beschlagnahmten Gegenstände nicht im Betrieb belassen 

werden können, hat der bisher Verfügungsberechtigte die bei der Behörde 
anfallenden Transport- und Lagerkosten zu tragen. Über die Kostenersatzpflicht 
entscheidet dem Grunde und der Höhe nach der Landeshauptmann mit Bescheid. 
Über eine dagegen erhobene Beschwerde entscheidet das Verwaltungsgericht. 

Amtsbeschwerde Revision 
§ 75. (1) Gegen Bescheide der Unabhängigen Verwaltungssenate, die in 

Verwaltungsstrafverfahren auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden 
sind, steht dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft das Recht zu, Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. 

§ 75. (1) Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes, die in 
Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verordnungen 
ergangen sind, steht dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft gemäß Art. 133 Abs. 8 B-VG das Recht zu, Revision wegen 
Rechtswidrigkeit an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Die Verwaltungsstrafbehörden erster Instanz haben Entscheidungen der 

Unabhängigen Verwaltungssenate, mit denen in Verwaltungsstrafverfahren auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erstinstanzliche Bescheide abgeändert oder 
aufgehoben worden sind, dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft vorzulegen. 

(2) In den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden 
Verordnungen hat die belangte Behörde, dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Falle einer Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht unverzüglich eine Ausfertigung der Beschwerde zu übermitteln. 
Nach Erlassung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwaltungsgerichts hat die 
belangte Behörde dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft unverzüglich auch eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses 
oder Beschlusses des Verwaltungsgerichtes vorzulegen. 

 Beschwerde 
 § 75a. In den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf 

beruhenden Verordnungen hat über Beschwerden gegen Bescheide des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
wegen Rechtswidrigkeit jenes Verwaltungsgericht zu entscheiden, in dessen 
Sprengel die bescheiderlassende Behörde ihren Sitz hat, über Beschwerden wegen 
Verletzung der Entscheidungspflicht durch den Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft jenes Verwaltungsgericht, in dessen 
Sprengel die Behörde, die den Bescheid nicht erlassen hat, ihren Sitz hat. 

 Eintrittsrecht 
 § 75b. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann in Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf 
beruhenden Verordnungen anstelle eines anderen beschwerdeführenden staatlichen 
Organs oder einer anderen belangten Behörde jederzeit in das Verfahren eintreten. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 77. (…) § 77. (…) 

(12) § 67 Abs. 6 sowie die §§ 75, 75a und 75b samt Überschriften in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in 
Kraft. Mit Ablauf des 31. Dezember 2013 tritt § 61 Abs. 5 letzter Satz außer Kraft.“ 

  

Artikel 6  

Änderung des Altlastensanierungsgesetzes  

§ 10. (…) § 10. (…) 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Dem Bund, vertreten durch das Zollamt, wird das Recht eingeräumt, 

Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. 

(3) Verfahrensparteien gemäß § 8 AVG sind der Beitragsschuldner und der 
durch das Zollamt vertretene Bund als Abgabengläubiger. 

§ 18. (…) 
(2) Wer rechtswidrig und schuldhaft entweder eine Altlast verursacht hat 

oder als Liegenschaftseigentümer der Ablagerung, die zum Entstehen der 
Altlast geführt hat, zugestimmt oder sie geduldet hat, ist verpflichtet, dem Bund 
die zur Sicherung oder Sanierung der Altlast erforderlichen Kosten zu ersetzen, 
soweit dieser nach § 18 Abs. 1 tätig geworden ist. Haben mehrere Personen das 
Entstehen der Altlast verschuldet, sind die §§ 1301 und 1302 des Allgemeinen 
Bürgerlichen Gesetzbuches anzuwenden. Über den Ersatz der Kosten haben die 
Gerichte zu entscheiden. 

(3) Besteht das Verschulden des Ersatzpflichtigen nur in einem Versehen, 
so kann das Gericht aus Gründen der Billigkeit den Ersatz mäßigen oder, sofern 
der Schaden nach einem niederen Grad des Versehens zugefügt worden ist, 
auch ganz erlassen. 

§ 18. (…) 
(2) Wer rechtswidrig und schuldhaft entweder eine Altlast verursacht hat oder 

als Liegenschaftseigentümer der Ablagerung, die zum Entstehen der Altlast geführt 
hat, zugestimmt oder sie geduldet hat, ist verpflichtet, dem Bund die zur Sicherung 
oder Sanierung der Altlast erforderlichen Kosten zu ersetzen, soweit dieser nach § 18 
Abs. 1 tätig geworden ist. Haben mehrere Personen das Entstehen der Altlast 
verschuldet, sind die §§ 1301 und 1302 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches 
anzuwenden. Über den Ersatz der Kosten entscheiden die ordentlichen Gerichte. 

(3) Besteht das Verschulden des Ersatzpflichtigen nur in einem Versehen, so 
kann das ordentliche Gericht aus Gründen der Billigkeit den Ersatz mäßigen oder, 
sofern der Schaden nach einem niederen Grad des Versehens zugefügt worden ist, 
auch ganz erlassen. 

§ 19. (…) 
(3) Eine Berufung bezüglich der Höhe der im Verwaltungsweg 

zuerkannten Entschädigung ist unzulässig. Doch steht es dem Entschädigung 
Beanspruchenden frei, binnen drei Monaten nach Erlassung des Bescheides die 
Entscheidung über die Höhe der Entschädigung bei jenem Bezirksgericht zu 
begehren, in dessen Sprengel sich die Liegenschaft befindet. 

§ 19. (…) 
(3) Eine Beschwerde bezüglich der Höhe der im Verwaltungsweg zuerkannten 

Entschädigung ist unzulässig. Doch steht es dem Entschädigung Beanspruchenden 
frei, binnen drei Monaten nach Erlassung des Bescheides die Entscheidung über die 
Höhe der Entschädigung bei jenem Bezirksgericht zu begehren, in dessen Sprengel 
sich die Liegenschaft befindet. 

 Beschwerde und Revision 
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§ 25a. (1) Über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers für Land- 

und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft gemäß § 10 Abs. 2 wegen 
Rechtswidrigkeit erkennt jenes Verwaltungsgericht, in dessen Sprengel die 
bescheiderlassende Behörde ihren Sitz hat. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann in den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes gegen 
Bescheide der ihm untergeordneten Verwaltungsbehörden wegen Rechtswidrigkeit 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben. 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann in den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes gegen 
Erkenntnisse und Beschlüsse der Verwaltungsgerichte wegen Rechtswidrigkeit 
Revision an den Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann in den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes an Stelle eines 
anderen beschwerdeführenden staatlichen Organs oder einer anderen belangten 
Behörde jederzeit in das Verfahren eintreten. 

 Übermittlungspflichten 
 § 25b. In den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes hat die belangte Behörde 

dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
unverzüglich eine Ausfertigung der Beschwerde zu übermitteln. Nach Erlassung 
eines Erkenntnisses oder Beschlusses durch das Verwaltungsgericht hat das 
Verwaltungsgericht dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft unverzüglich eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses oder 
Beschlusses zu übermitteln. 

Artikel VII Artikel VII 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

(…) (…) 
(22) Das Inhaltsverzeichnis, § 10 Abs. 3, § 18 Abs. 2 und 3, § 19 Abs. 3, §§ 25a 

und 25b samt Überschriften, Artikel VII Abs. 22 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Artikel 7  

Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002  

Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis 
(…) 
§ 87a (…) 
§ 87b Amtsbeschwerde 
§ 88 (…) 
(…) 

(…) 
§ 87a (…) 
§ 87c Beschwerde und Revision 
§ 87d Übermittlungspflichten 
§ 88 (…) 
(…) 

§ 6. (…) 
(3) Örtlich zuständige Behörde erster Instanz für Feststellungsbescheide 

gemäß Abs. 1 ist die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Wirkungsbereich 
sich die Sache zum Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens befindet. 

(…) 
(6) Der Landeshauptmann hat auf Antrag eines Projektwerbers oder des 

Umweltanwaltes oder von Amts wegen innerhalb von drei Monaten 
festzustellen, ob 
 1. eine Anlage der Genehmigungspflicht gemäß § 37 Abs. 1 oder 3 oder 

gemäß § 52 unterliegt oder eine Ausnahme gemäß § 37 Abs. 2 gegeben 
ist, 

 2. eine Anlage eine IPPC-Behandlungsanlage ist, 
 3. eine Änderung einer Behandlungsanlage der Genehmigungspflicht 

gemäß § 37 Abs. 1 oder 3 unterliegt oder gemäß § 37 Abs. 4 
anzeigepflichtig ist. 

Ein ordentliches Rechtsmittel ist nicht zulässig. Parteistellung hat neben 
dem Projektwerber der Umweltanwalt. 

(…) 

§ 6. (…) 
(3) Örtlich zuständige Behörde für Feststellungsbescheide gemäß Abs. 1 ist die 

Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Wirkungsbereich sich die Sache zum Zeitpunkt 
der Einleitung des Verfahrens befindet. 

(…) 
(6) Der Landeshauptmann hat auf Antrag eines Projektwerbers oder des 

Umweltanwaltes oder von Amts wegen innerhalb von drei Monaten festzustellen, ob 
 1. eine Anlage der Genehmigungspflicht gemäß § 37 Abs. 1 oder 3 oder gemäß 

§ 52 unterliegt oder eine Ausnahme gemäß § 37 Abs. 2 gegeben ist, 
 2. eine Anlage eine IPPC-Behandlungsanlage ist, 
 3. eine Änderung einer Behandlungsanlage der Genehmigungspflicht gemäß 

§ 37 Abs. 1 oder 3 unterliegt oder gemäß § 37 Abs. 4 anzeigepflichtig ist. 
Parteistellung hat neben dem Projektwerber der Umweltanwalt. 

(…) 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

10 von 25 
2290 der B

eilagen X
X

IV
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 24a. (…) 
(4) Örtlich zuständige Behörde erster Instanz 

 1. (…) 
 2. für eine Erlaubnis zur Sammlung von Abfällen ist der 

Landeshauptmann, in dessen Bundesland der Abfallsammler seinen 
Sitz hat; liegt der Sitz nicht im Bundesgebiet, ist der Landeshauptmann 
in erster Instanz zuständig, in dessen Bundesland erstmals die Abfälle 
gesammelt werden sollen. Wird sowohl eine Behandler- als auch 
Sammlertätigkeit beantragt, oder ausgeübt, richtet sich die 
Zuständigkeit nach Z 1. 

§ 24a. (…) 
(4) Örtlich zuständige Behörde  

 1. (…) 
 2. für eine Erlaubnis zur Sammlung von Abfällen ist der Landeshauptmann, in 

dessen Bundesland der Abfallsammler seinen Sitz hat; liegt der Sitz nicht im 
Bundesgebiet, ist der Landeshauptmann zuständig, in dessen Bundesland 
erstmals die Abfälle gesammelt werden sollen. Wird sowohl eine Behandler- 
als auch Sammlertätigkeit beantragt, oder ausgeübt, richtet sich die 
Zuständigkeit nach Z 1. 

§ 38. (1) bis (5)… 
(6) Zuständige Behörde erster Instanz für diesen Abschnitt dieses 

Bundesgesetzes ist der Landeshauptmann, sofern Abs. 7 nicht anderes 
bestimmt. Bei mobilen Behandlungsanlagen, einschließlich der 
Änderungsgenehmigungen und nachträglicher Auflagen, ist die örtlich 
zuständige Behörde der Landeshauptmann, in dessen Bundesland der 
Antragsteller seinen Sitz hat; liegt der Sitz des Antragstellers nicht im 
Bundesgebiet, ist der Landeshauptmann zuständig, in dessen Bundesland die 
mobile Behandlungsanlage erstmals aufgestellt und betrieben werden soll. 

(7) Zuständige Behörde erster Instanz für Behandlungsanlagen gemäß § 54 
ist die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(8) Über Berufungen gegen Bescheide des Landeshauptmanns oder der 
Bezirksverwaltungsbehörde als zuständige Anlagenbehörde nach diesem 
Bundesgesetz entscheidet der unabhängige Verwaltungssenat des Bundeslandes. 

(9) (…) 

§ 38. (…) 
(6) Zuständige Behörde für diesen Abschnitt dieses Bundesgesetzes ist der 

Landeshauptmann, sofern Abs. 7 nicht anderes bestimmt. Bei mobilen 
Behandlungsanlagen, einschließlich der Änderungsgenehmigungen und 
nachträglicher Auflagen, ist die örtlich zuständige Behörde der Landeshauptmann, in 
dessen Bundesland der Antragsteller seinen Sitz hat; liegt der Sitz des Antragstellers 
nicht im Bundesgebiet, ist der Landeshauptmann zuständig, in dessen Bundesland 
die mobile Behandlungsanlage erstmals aufgestellt und betrieben werden soll. 

(7) Zuständige Behörde für Behandlungsanlagen gemäß § 54 ist die 
Bezirksverwaltungsbehörde. 

(9) (…) 

§ 41. Die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung gemäß § 37 Abs. 1 
ist im Verfahren erster Instanz zusätzlich durch Veröffentlichung auf der 
Internetseite der Behörde kundzumachen. 

§ 41. Die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung gemäß § 37 Abs. 1 ist 
im Verfahren vor den Verwaltungsbehörden zusätzlich durch Veröffentlichung auf 
der Internetseite der Behörde kundzumachen. 
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§ 42. (1) Parteistellung in einem Genehmigungsverfahren gemäß § 37 

Abs. 1 haben 
 1. bis 7. (…) 
 8. der Umweltanwalt; der Umweltanwalt kann die Einhaltung von 

naturschutzrechtlichen Vorschriften im Verfahren geltend machen; dem 
Umweltanwalt wird das Recht eingeräumt, Rechtsmittel zu ergreifen 
und Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben, 

(…) 

§ 42. (1) Parteistellung in einem Genehmigungsverfahren gemäß § 37 Abs. 1 
haben 
 1. bis 7. (…) 
 8. der Umweltanwalt; der Umweltanwalt kann die Einhaltung von 

naturschutzrechtlichen Vorschriften im Verfahren geltend machen; dem 
Umweltanwalt wird das Recht eingeräumt, Rechtsmittel zu ergreifen, 
einschließlich Beschwerde an das Verwaltungsgericht sowie Revision an 
den Verwaltungsgerichtshof zu erheben, 

(…) 

§ 46. (…) 
(2) Soweit dem Duldungspflichtigen ein Schaden entsteht, ist dieser 

angemessen zu entschädigen. Für die Entschädigung und das Verfahren gelten 
die §§ 18 bis 20a des Bundesstraßengesetzes, BGBl. Nr. 286/1971. Zuständige 
Behörde erster Instanz ist die Genehmigungsbehörde. 

§ 46. (…) 
(2) Soweit dem Duldungspflichtigen ein Schaden entsteht, ist dieser 

angemessen zu entschädigen. Für die Entschädigung und das Verfahren gelten die 
§§ 18 bis 20a des Bundesstraßengesetzes, BGBl. Nr. 286/1971. Zuständige Behörde 
ist die Genehmigungsbehörde. 

§ 50. (…) 
(4) Parteistellung im vereinfachten Verfahren hat der Antragsteller, 

derjenige, der zu einer Duldung verpflichtet werden soll, das Arbeitsinspektorat 
gemäß dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993, das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan in Wahrnehmung seiner Aufgaben und der Umweltanwalt mit 
dem Recht, die Einhaltung von naturschutzrechtlichen Vorschriften und 
hinsichtlich der Verfahren gemäß § 37 Abs. 3 Z 2 bis 4 die Wahrung der 
öffentlichen Interessen gemäß § 1 Abs. 3 Z 1 bis 4 im Verfahren geltend zu 
machen und gegen den Bescheid Berufung zu erheben. Dem Umweltanwalt 
wird das Recht eingeräumt, Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

§ 50. (…) 
(4) Parteistellung im vereinfachten Verfahren hat der Antragsteller, derjenige, 

der zu einer Duldung verpflichtet werden soll, das Arbeitsinspektorat gemäß dem 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993, das wasserwirtschaftliche Planungsorgan in 
Wahrnehmung seiner Aufgaben und der Umweltanwalt mit dem Recht, die 
Einhaltung von naturschutzrechtlichen Vorschriften und hinsichtlich der Verfahren 
gemäß § 37 Abs. 3 Z 2 bis 4 die Wahrung der öffentlichen Interessen gemäß § 1 
Abs. 3 Z 1 bis 4 im Verfahren geltend zu machen. Dem Umweltanwalt wird das 
Recht eingeräumt, Rechtsmittel zu ergreifen, einschließlich Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht sowie Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 
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§ 52. (…) 
(3) Neben dem Antragsteller haben das Arbeitsinspektorat gemäß dem 

Arbeitsinspektionsgesetz 1993 und der Umweltanwalt des Bundeslandes, in 
dem der Antrag gestellt wurde, Parteistellung. Der Umweltanwalt hat das Recht, 
die Wahrung der öffentlichen Interessen gemäß § 1 Abs. 3 geltend zu machen, 
Rechtsmittel zu ergreifen und Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(…) 

§ 52. (…) 
(3) Neben dem Antragsteller haben das Arbeitsinspektorat gemäß dem 

Arbeitsinspektionsgesetz 1993 und der Umweltanwalt des Bundeslandes, in dem der 
Antrag gestellt wurde, Parteistellung. Der Umweltanwalt hat das Recht, die Wahrung 
der öffentlichen Interessen gemäß § 1 Abs. 3 geltend zu machen und Rechtsmittel zu 
ergreifen, einschließlich Beschwerde an das Verwaltungsgericht sowie Revision an 
den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(…) 
§ 71. (1) Kommt der Rückführungspflichtige seiner Pflicht nach Art. 22 

oder 24 der EG-VerbringungsV nicht rechtzeitig nach, hat der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die erforderlichen 
Maßnahmen anzuordnen und gegen Ersatz der Kosten unmittelbar durchführen 
zu lassen. In einem solchen Fall kann die Vorauszahlung der voraussichtlichen 
Kosten aufgetragen werden, sofern nicht eine Sicherheit nach Art. 6 der EG-
VerbringungsV einen angemessenen Betrag zur Kostendeckung bietet. 
Rechtsmittel gegen einen Vorauszahlungsauftrag haben keine aufschiebende 
Wirkung. 

(…) 

§ 71. (1) Kommt der Rückführungspflichtige seiner Pflicht nach Art. 22 oder 24 
der EG-VerbringungsV nicht rechtzeitig nach, hat der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die erforderlichen Maßnahmen 
anzuordnen und gegen Ersatz der Kosten unmittelbar durchführen zu lassen. In 
einem solchen Fall kann die Vorauszahlung der voraussichtlichen Kosten 
aufgetragen werden, sofern nicht eine Sicherheit nach Art. 6 der EG-VerbringungsV 
einen angemessenen Betrag zur Kostendeckung bietet. Rechtsmittel gegen einen 
Vorauszahlungsauftrag haben keine aufschiebende Wirkung. Das 
Verwaltungsgericht kann jedoch die aufschiebende Wirkung der Beschwerde auf 
Antrag zuerkennen, wenn nach Abwägung aller berührten Interessen mit dem 
Vollzug des Bescheides für den Beschwerdeführer ein schwerer und nicht wieder 
gutzumachender Schaden verbunden wäre. 

(…) 
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Amtsbeschwerde 

§ 87b. (1) Sofern eine Zuständigkeit des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft in erster Instanz gegeben ist, ist 
er in diesen Angelegenheiten berechtigt, gegen Bescheide der unabhängigen 
Verwaltungssenate in Verwaltungsstrafverfahren und Verfahren gemäß § 67c 
AVG Beschwerde wegen Rechtswidrigkeit an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. 

(2) Der Landeshauptmann ist berechtigt, gegen Bescheide des 
unabhängigen Verwaltungssenates betreffend Behandlungsanlagen Beschwerde 
wegen Rechtswidrigkeit an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

§ 87b. [entfällt] 

 Beschwerde und Revision 
 § 87c. (1) Über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers für Land- 

und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft gemäß § 6 Abs. 4 und 5, § 7, 
§ 13a, § 13b, § 13d, § 14 Abs. 4 sowie dem 5. Abschnitt über Sammel- und 
Verwertungssysteme und dem 7. Abschnitt über grenzüberschreitende Verbringung 
erkennt wegen Rechtswidrigkeit jenes Verwaltungsgericht, in dessen Sprengel die 
bescheiderlassende Behörde ihren Sitz hat und erkennt über Beschwerden wegen 
Verletzung der Entscheidungspflicht jenes Verwaltungsgericht, in dessen Sprengel 
die Behörde, die den Bescheid nicht erlassen hat, ihren Sitz hat. 

(2) Sämtliche Personen und sonstige parteifähige Gebilde, die in den 
Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verordnungen 
Parteistellung haben, sind berechtigt, in den Angelegenheiten, für die ihnen die 
Parteistellung eingeräumt wurde, wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde gemäß Art. 
132 Abs. 5 B-VG an das zuständige Verwaltungsgericht zu erheben, wenn ihnen 
dieses Recht nicht bereits gemäß Art. 132 Abs. 1 oder 2 B-VG zukommt. 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann in den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der 
darauf beruhenden Verordnungen gegen Bescheide der ihm untergeordneten 
Verwaltungsbehörden wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht erheben. 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann in den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der 
darauf beruhenden Verordnungen gegen Erkenntnisse und Beschlüsse der 
Verwaltungsgerichte wegen Rechtswidrigkeit Revision an den 
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Verwaltungsgerichtshof erheben 

(5) Der Landeshauptmann kann gegen Erkenntnisse und Beschlüsse der 
Verwaltungsgerichte betreffend Behandlungsanlagen wegen Rechtswidrigkeit 
Revision an den Verwaltungsgerichtshof erheben. Der Landeshauptmann kann in 
Verwaltungsstrafsachen in den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der 
darauf beruhenden Verordnungen gegen Erkenntnisse und Beschlüsse der 
Verwaltungsgerichte wegen Rechtswidrigkeit Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(6) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann in den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der 
darauf beruhenden Verordnungen an Stelle eines anderen beschwerdeführenden 
staatlichen Organs oder einer anderen belangten Behörde jederzeit in das Verfahren 
eintreten. 

 Übermittlungspflichten 
 § 87d. (1) Bescheide in Bezug auf § 37 sowie Strafbescheide in Bezug auf eine 

Verordnung gemäß § 14 betreffend Verpackungen, Altfahrzeuge, Batterien und 
Akkumulatoren oder elektrische und elektronische Geräte, Strafbescheide in Bezug 
auf die grenzüberschreitende Verbringung von Abfällen und Strafbescheide in Bezug 
auf die Erlaubnis für die Sammlung und Behandlung von Abfällen sind dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft durch 
die bescheiderlassende Behörde gleichzeitig mit der Zustellung an die Partei zu 
übermitteln. 
(2) In den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden 
Verordnungen hat die belangte Behörde dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unverzüglich eine Ausfertigung der 
Beschwerde zu übermitteln. Nach Erlassung eines Erkenntnisses oder Beschlusses 
durch das Verwaltungsgericht hat das Verwaltungsgericht dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unverzüglich eine 
schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses oder Beschlusses zu übermitteln. 

§ 91. (…) § 91. (…) 
(25) Das Inhaltsverzeichnis, § 6 Abs. 3 und 6, § 24a Abs. 4 Einleitungsteil und 

Z 2, § 38 Abs. 6 und 7, § 41, § 42 Abs. 1 Z 8, § 46 Abs. 2, § 50 Abs. 4, § 52 Abs. 3, 
§ 71 Abs. 1, §§ 87c und  87d samt Überschriften, § 91 Abs. 25 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Mit Ablauf 
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des 31. Dezember 2013 treten § 38 Abs. 8 und § 87b samt Überschrift außer Kraft. 

  
  

Artikel 8  

Änderung des Wasserrechtsgesetzes 1959  

§ 12a. (…) 
(3) Der Stand der Technik ist bei allen Wasserbenutzungen sowie diesem 

Bundesgesetz unterliegenden Anlagen und Maßnahmen, nach Maßgabe der 
nachfolgenden Bestimmungen sowie den auf diesem Bundesgesetz basierenden 
Verordnungen einzuhalten. Sofern der Antragsteller nachweist, dass im 
Einzelfall auf Grund besonderer Umstände mit wirtschaftlich zumutbarem 
Aufwand der Stand der Technik nicht eingehalten werden kann bzw. technisch 
nicht herstellbar ist, darf eine Bewilligung mit weniger strengen Regelungen 
dann erteilt werden, wenn dies im Hinblick auf die gegebenen 
wasserwirtschaftlichen Verhältnisse vorübergehend hingenommen werden 
kann. Eine solche Ausnahme ist kurz zu befristen und mit den gebotenen 
Vorkehrungen, Auflagen oder Nebenbestimmungen zu versehen. Dem Antrag 
sind die zu seiner Prüfung erforderlichen Unterlagen, insbesondere jene nach 
§ 103 anzuschließen. Bescheide, mit denen ein Abweichen vom Stand der 
Technik gewährt worden ist, sind binnen zwei Wochen nach deren Rechtskraft 
unter Anschluss der Entscheidungsunterlagen dem Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorzulegen. Dieser kann 
gegen solche Bescheide Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erheben. 
Die Beschwerdefrist beginnt mit dem Einlangen des Bescheides und der 
Unterlagen beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft. 

(…) 

§ 12a. (…) 
(3) Der Stand der Technik ist bei allen Wasserbenutzungen sowie diesem 

Bundesgesetz unterliegenden Anlagen und Maßnahmen, nach Maßgabe der 
nachfolgenden Bestimmungen sowie den auf diesem Bundesgesetz basierenden 
Verordnungen einzuhalten. Sofern der Antragsteller nachweist, dass im Einzelfall 
auf Grund besonderer Umstände mit wirtschaftlich zumutbarem Aufwand der Stand 
der Technik nicht eingehalten werden kann bzw. technisch nicht herstellbar ist, darf 
eine Bewilligung mit weniger strengen Regelungen dann erteilt werden, wenn dies 
im Hinblick auf die gegebenen wasserwirtschaftlichen Verhältnisse vorübergehend 
hingenommen werden kann. Eine solche Ausnahme ist kurz zu befristen und mit den 
gebotenen Vorkehrungen, Auflagen oder Nebenbestimmungen zu versehen. Dem 
Antrag sind die zu seiner Prüfung erforderlichen Unterlagen, insbesondere jene nach 
§ 103 anzuschließen. Es besteht die Möglichkeit zur Erhebung einer 
Amtsbeschwerde (§ 116). 

(…) 

§ 21. (…) 
(2) Wurde die Bestimmung der Bewilligungsdauer unterlassen, kann der 

Bescheid binnen drei Monaten ab Erlassung oder von der Berufungsbehörde 
ergänzt werden. Erfolgt eine Ergänzung nicht, gilt die im Abs. 1 genannte Frist. 
Bescheide, die vor dem 1. Juli 1990 erlassen wurden, werden davon nicht 
berührt. 

§ 21. (…) 
(2) Wurde die Bestimmung der Bewilligungsdauer unterlassen, kann der 

Bescheid binnen drei Monaten ab Erlassung ergänzt werden. Im Rahmen eines 
Beschwerdeverfahrens kann das Verwaltungsgericht – sofern es gemäß § 28 
VwGVG in der Sache selbst zu entscheiden hat – die Frist festsetzen. Erfolgt eine 
Ergänzung nicht, gilt die im Abs. 1 genannte Frist. Bescheide, die vor dem 1. Juli 
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(…) 1990 erlassen wurden, werden davon nicht berührt. 

(…) 
§ 55. (…) 
(5) Das wasserwirtschaftliche Planungsorgan ist in allen Verfahren nach 

diesem Bundesgesetz sowie nach dem Mineralrohstoffgesetz, dem 
Eisenbahnrecht, dem Schifffahrtsrecht, dem Gewerberecht, dem 
Rohrleitungsrecht, dem Forstrecht und dem Abfallrecht des Bundes, durch die 
wasserwirtschaftliche Interessen berührt werden, zu hören, im Fall der 
Parteistellung (§ 102 Abs. 1 lit. h) beizuziehen. Die Parteistellung einschließlich 
der Beschwerdelegitimation vor dem Verwaltungsgerichtshof ist in 
Wahrnehmung seiner Aufgaben zur Wahrung wasserwirtschaftlicher Interessen 
gemäß Abs. 2 lit. a bis g, insbesondere unter Bedachtnahme auf die in einem 
Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan oder einem Hochwasserrisiko-
managementplan festgelegten Vorgaben (Maßnahmen) in allen behördlichen 
Verfahren nach diesem Bundesgesetz sowie in allen behördlichen Verfahren, in 
denen wasserrechtliche Bestimmungen mitangewendet werden gegeben. 

§ 55. (…) 
(5) Das wasserwirtschaftliche Planungsorgan ist in allen Verfahren nach diesem 

Bundesgesetz sowie nach dem Mineralrohstoffgesetz, dem Eisenbahnrecht, dem 
Schifffahrtsrecht, dem Gewerberecht, dem Rohrleitungsrecht, dem Forstrecht und 
dem Abfallrecht des Bundes, durch die wasserwirtschaftliche Interessen berührt 
werden, zu hören, im Fall der Parteistellung (§ 102 Abs. 1 lit. h) beizuziehen. Es hat 
Parteistellung sowie Beschwerdelegitimation an das Verwaltungsgericht in 
Wahrnehmung seiner Aufgaben zur Wahrung wasserwirtschaftlicher Interessen 
gemäß Abs. 2 lit. a bis g, insbesondere unter Bedachtnahme auf die in einem 
Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan oder einem Hochwasserrisiko-
managementplan festgelegten Vorgaben (Maßnahmen) in allen behördlichen 
Verfahren nach diesem Bundesgesetz sowie in allen behördlichen Verfahren, in 
denen wasserrechtliche Bestimmungen mitangewendet werden; dies gilt nicht für 
Verfahren, in denen der Landeshauptmann als Behörde zur Entscheidung berufen ist. 
Im Rahmen seiner Parteistellung besteht für das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan auch die Möglichkeit gegen das Erkenntnis eines 
Verwaltungsgerichtes Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

§ 55g. (…) 
(3) Bescheide dürfen nur im Einklang mit dem Nationalen 

Gewässerbewirtschaftungsplan (Maßnahmenprogramm) sowie mit auf diesem 
basierenden Regionalprogrammen erlassen werden. Gegen einen Bescheid, 
kann das wasserwirtschaftliche Planungsorgan wegen eines Widerspruchs mit 
dem Regionalprogramm nach Erschöpfung des Instanzenzugs Beschwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof erheben, sofern es dem Verfahren entweder nicht 
nachweislich beigezogen worden ist oder im Verfahren unter Bedachtnahme auf 
die in einem Regionalprogramm festgelegten Vorgaben (Maßnahmen) eine 
begründete negative Stellungnahme abgegeben hat. Die Beschwerdefrist beträgt 
in diesen Fällen – in Abweichung von § 26 Abs. 1 VwGG – drei Monate. Über 
Verlangen ist dem Bewilligungsinhaber bereits vor Ablauf der dreimonatigen 
Frist vom wasserwirtschaftlichen Planungsorgan mitzuteilen, ob Gründe für die 
Erhebung einer Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof vorliegen. 

§ 55g. (…) 
(3) Bescheide dürfen nur im Einklang mit dem Nationalen 

Gewässerbewirtschaftungsplan (Maßnahmenprogramm) sowie mit auf diesem 
basierenden Regionalprogrammen erlassen werden. Gegen einen Bescheid kann das 
wasserwirtschaftliche Planungsorgan im Rahmen seiner Parteistellung (§ 55 Abs. 5) 
wegen eines Widerspruchs mit einem Regional- oder Sanierungsprogramm 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben, sofern es dem Verfahren entweder 
nicht nachweislich beigezogen worden ist oder im Verfahren unter Bedachtnahme 
auf die in einem Regional- oder Sanierungsprogramm festgelegten Vorgaben 
(Maßnahmen) eine begründete negative Stellungnahme abgegeben hat. Im Rahmen 
seiner Parteistellung besteht für das wasserwirtschaftliche Planungsorgan auch die 
Möglichkeit gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

§ 74. (…) § 74. (…) 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Der Anerkennungsbescheid schließt die Genehmigung der Satzungen in 

sich. Mit der Rechtskraft eines nach Abs. 1 erlassenen Bescheides erlangt die 
Wassergenossenschaft Rechtspersönlichkeit als Körperschaft des öffentlichen 
Rechtes. 

(…) 

(2) Der Anerkennungsbescheid schließt die Genehmigung der Satzungen in 
sich. Die Wassergenossenschaft erlangt Rechtspersönlichkeit als Körperschaft 
öffentlichen Rechtes, wenn gegen einen Bescheid gemäß Abs. 1 kein ordentliches 
Rechtsmittel mehr ergriffen werden kann. 

(…) 
§ 88. (…) 
(2) Der Anerkennungsbescheid schließt die Genehmigung der Satzungen in 

sich. Mit der Rechtskraft eines nach Abs. 1 erlassenen Bescheides erlangt der 
Wasserverband Rechtspersönlichkeit als Körperschaft des öffentlichen Rechtes. 

(…) 

§ 88. (…) 
(2) Der Anerkennungsbescheid schließt die Genehmigung der Satzungen in 

sich. Der Wasserverband erlangt Rechtspersönlichkeit als Körperschaft öffentlichen 
Rechtes, wenn gegen einen Bescheid gemäß Abs. 1 kein ordentliches Rechtsmittel 
mehr ergriffen werden kann. 

(…) 
§ 94. (…) 
(5) Die Wahrung satzungsgemäßer, in § 73 Abs. 1 genannter 

Verbandszwecke stellt ein rechtliches Interesse des Wasserverbandes dar. Der 
Verband ist berechtigt, dieses Interesse in Verfahren, deren Gegenstand den 
Verbandszweck beeinträchtigen könnte, als Partei wahrzunehmen, Anträge zu 
stellen und Rechtsmittel einschließlich Beschwerde an den Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. 

§ 94. (…) 
(5) Die Wahrung satzungsgemäßer, in § 73 Abs. 1 genannter Verbandszwecke 

stellt ein rechtliches Interesse des Wasserverbandes dar. Der Verband ist berechtigt, 
dieses Interesse in Verfahren, deren Gegenstand den Verbandszweck beeinträchtigen 
könnte, als Partei wahrzunehmen, Anträge zu stellen und Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht zu ergreifen. 

§ 97. (…) 
(2) Gegen Entscheidungen und Verfügungen (Beschlüsse) des Vorstandes 

und der Mitgliederversammlung können die betroffenen Verbandsmitglieder 
binnen zwei Wochen nach erlangter Kenntnis die Schlichtungsstelle (§ 88e 
Abs. 6) schriftlich anrufen; diese hat eine gütliche Beilegung anzustreben und, 
wenn dies nicht gelingt, einen Schlichtspruch zu fällen. Soweit es sich dabei um 
Fragen der Mitgliedschaft, des Stimmrechtes, der Einstufung und 
Beitragsvorschreibung sowie der Erteilung von Aufträgen handelt, ist die 
Berufung an die Aufsichtsbehörde, in den Fällen des § 90 Abs. 3 an den 
Dachverband zulässig; in allen anderen Fällen ist eine Berufung unzulässig. 

(3) Im übertragenen Wirkungsbereich (§§ 90 Abs. 3, 95) handelt und 
entscheidet der Vorstand; er stellt bei Zwangsverbänden auch fest, wer auf 

§ 97. (…) 
(2) Gegen Entscheidungen und Verfügungen (Beschlüsse) des Vorstandes und 

der Mitgliederversammlung können die betroffenen Verbandsmitglieder binnen zwei 
Wochen nach erlangter Kenntnis die Schlichtungsstelle (§ 88e Abs. 6) schriftlich 
anrufen; diese hat eine gütliche Beilegung anzustreben und, wenn dies nicht gelingt, 
einen Schlichtspruch zu fällen. Gegen diese Entscheidungen können die betroffenen 
Verbandsmitglieder Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben. 

(3) Im übertragenen Wirkungsbereich (§§ 90 Abs. 3, 95) handelt und 
entscheidet der Vorstand; er stellt bei Zwangsverbänden auch fest, wer auf Grund der 
erlassenen Satzungen als Verbandsmitglied anzusehen ist. Gegen Entscheidungen 
und Verfügungen des Vorstandes ist die Beschwerde an das Verwaltungsgericht 
zulässig. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Grund der erlassenen Satzungen als Verbandsmitglied anzusehen ist. Gegen 
solche Entscheidungen und Verfügungen des Vorstandes ist die Berufung an die 
Aufsichtsbehörde zulässig. 

(4) Auf das Verfahren vor der Schlichtungsstelle und im übertragenen 
Wirkungsbereich finden die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes sinngemäß Anwendung. 

(5) Rechtswirksame Beschlüsse, Verfügungen und Schlichtsprüche der 
Verbandsorgane bilden einen Vollstreckungstitel nach dem 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz. 

(4) Rechtswirksame Beschlüsse, Verfügungen und Schlichtsprüche der 
Verbandsorgane bilden einen Vollstreckungstitel nach dem 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz. 

§ 98. (1) Wasserrechtsbehörden sind, unbeschadet der in den einzelnen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes festgelegten Zuständigkeit des 
Bürgermeisters, die Bezirksverwaltungsbehörde, der Landeshauptmann und der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft. 
Sofern in diesem Bundesgesetze keine anderweitigen Bestimmungen getroffen 
sind, ist in erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig. 

(…) 
(5) Wenn in den Fällen des § 7 zur Bewilligung der Holztrift nach den 

forstrechtlichen Bestimmungen eine Behörde anderer Instanz zuständig wäre als 
die zur Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung berufene, so wird die 
höhere Behörde zur Erteilung beider Bewilligungen zuständig. 

§ 98. (1) Wasserrechtsbehörden sind, unbeschadet der in den einzelnen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes festgelegten Zuständigkeit des 
Bürgermeisters, die Bezirksverwaltungsbehörde, der Landeshauptmann und der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft. Sofern 
in diesem Bundesgesetze keine anderweitigen Bestimmungen getroffen sind, ist die 
Bezirksverwaltungsbehörde zuständig. 

(…) 
(4) (…) 
(6) (…) 
(…) 

§ 99. (1) Der Landeshauptmann ist, sofern nicht § 100 Anwendung findet, 
in erster Instanz zuständig 
 a) für Angelegenheiten, die ihm durch besondere Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes zugewiesen sind, sowie für Grenzgewässer gegen das 
Ausland; 

 b) für Wasserkraftanlagen mit mehr als 500 kW Höchstleistung; 
 c) für Wasserversorgungsanlagen ausgenommen Bewässerungsanlagen, 

wenn die höchstmögliche Wasserentnahme aus Grundwasser oder 
Quellen 300 l/min, oder aus anderen Gewässern 1 000 l/min übersteigt, 
sowie für Angelegenheiten der Wasserversorgung eines 
Versorgungsgebietes von mehr als 15 000 Einwohnern; 

 e) für die Einleitung von Abwässern aus Siedlungsgebieten einschließlich 
der durch die Kanalisation miterfassten gewerblich-industriellen und 

§ 99. (1) Der Landeshauptmann ist, sofern nicht § 100 Anwendung findet, 
zuständig 
 a) für Angelegenheiten, die ihm durch besondere Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes zugewiesen sind, sowie für Grenzgewässer gegen das 
Ausland; 

 b) für Wasserkraftanlagen mit mehr als 500 kW Höchstleistung; 
 c) für Wasserversorgungsanlagen ausgenommen Bewässerungsanlagen, wenn 

die höchstmögliche Wasserentnahme aus Grundwasser oder Quellen 
300 l/min, oder aus anderen Gewässern 1 000 l/min übersteigt, sowie für 
Angelegenheiten der Wasserversorgung eines Versorgungsgebietes von 
mehr als 15 000 Einwohnern; 

 e) für die Einleitung von Abwässern aus Siedlungsgebieten einschließlich der 
durch die Kanalisation miterfassten gewerblich-industriellen und sonstigen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sonstigen Abwässer, wenn der Bemessungswert der zugehörigen 
Abwasserreinigungsanlage größer ist als 20 000 EW60; 

 f) für Materialgewinnungen im Grundwasserbereich (Nassbaggerungen); 
 h) für die Angelegenheiten der Wasserverbände und der 

Zwangsgenossenschaften, in beiden Fällen jedoch ausschließlich der 
Anlagen. 

(…) 

Abwässer, wenn der Bemessungswert der zugehörigen 
Abwasserreinigungsanlage größer ist als 20 000 EW60; 

 f) für Materialgewinnungen im Grundwasserbereich (Nassbaggerungen); 
 h) für die Angelegenheiten der Wasserverbände und der 

Zwangsgenossenschaften, in beiden Fällen jedoch ausschließlich der 
Anlagen. 

(…) 
§ 100. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft ist mit Ausnahme der Gewässeraufsicht in erster Instanz 
zuständig 
 a) für Angelegenheiten, die ihm durch besondere Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes zugewiesen sind; 
 b) für Anlagen zur Ausnützung der Wasserkräfte der Donau; 
 c) für Anlagen zur Ausnützung der Wasserkräfte, die gemäß § 4 Abs. 5 

des 2. Verstaatlichungsgesetzes, BGBl. Nr. 81/1947, in der Fassung des 
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 321/1987, als Großkraftwerk 
erklärt wurden; 

 d) für Sperrenbauwerke, deren Höhe über Gründungssohle 30 Meter 
übersteigt oder durch die eine Wassermenge von mehr als 5 Millionen 
Kubikmetern zurückgehalten wird, einschließlich der mit diesen 
zusammenhängenden Wasserbenutzungen; 

 e) für Maßnahmen mit erheblichen Auswirkungen auf Gewässer anderer 
Staaten; 

 f) für Wasserversorgungsanlagen eines Versorgungsgebietes von mehr als 
400 000 Einwohnern, jedoch ausschließlich der Verteilungsanlagen; 

 g) für großräumig wirksame Maßnahmen zur Verbesserung des 
Wasserhaushaltes; 

 h) für die Bildung von Zwangsverbänden (§ 88), die sich über zwei oder 
mehrere Länder erstrecken. 

(…) 

§ 100. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft ist mit Ausnahme der Gewässeraufsicht zuständig 
 a) für Angelegenheiten, die ihm durch besondere Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes zugewiesen sind; 
 b) für Anlagen zur Ausnützung der Wasserkräfte der Donau; 
 c) für Anlagen zur Ausnützung der Wasserkräfte, die gemäß § 4 Abs. 5 des 2. 

Verstaatlichungsgesetzes, BGBl. Nr. 81/1947, in der Fassung des 
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 321/1987, als Großkraftwerk erklärt 
wurden; 

 d) für Sperrenbauwerke, deren Höhe über Gründungssohle 30 Meter übersteigt 
oder durch die eine Wassermenge von mehr als 5 Millionen Kubikmetern 
zurückgehalten wird, einschließlich der mit diesen zusammenhängenden 
Wasserbenutzungen; 

 e) für Maßnahmen mit erheblichen Auswirkungen auf Gewässer anderer 
Staaten; 

 f) für Wasserversorgungsanlagen eines Versorgungsgebietes von mehr als 
400 000 Einwohnern, jedoch ausschließlich der Verteilungsanlagen; 

 g) für großräumig wirksame Maßnahmen zur Verbesserung des 
Wasserhaushaltes; 

 h) für die Bildung von Zwangsverbänden (§ 88), die sich über zwei oder 
mehrere Länder erstrecken. 

(…) 

§ 101. (…) 
(2) Bezieht sich ein Verfahren auf mehrere Wasserbenutzungen 

einschließlich widerstreitender Bewerbungen (§ 17), Anlagen, 

§ 101. (…) 
(2) Bezieht sich ein Verfahren auf mehrere Wasserbenutzungen einschließlich 

widerstreitender Bewerbungen (§ 17), Anlagen, Wassergenossenschaften oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Wassergenossenschaften oder Wasserverbände, für die sachlich verschiedene 
Behörden zuständig wären, so ist unbeschadet der Bestimmung des Abs. 1 die 
Behörde der höheren Instanz zuständig. Dasselbe gilt in den Fällen, in denen 
eine Erweiterung über die Grenze der bisherigen Zuständigkeit stattfindet. 

Wasserverbände, für die sachlich verschiedene Behörden zuständig wären, so ist 
unbeschadet der Bestimmung des Abs. 1 die übergeordnete Behörde (§§ 99, 100) 
zuständig. Dasselbe gilt in den Fällen, in denen eine Erweiterung über die Grenze der 
bisherigen Zuständigkeit stattfindet. 

(3) Ist in einer Sache der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft oder der Landeshauptmann in erster Instanz 
zuständig, so können sie zur Durchführung des Verfahrens einschließlich der 
Erlassung des Bescheides die nachgeordnete Behörde ermächtigen, sofern dies 
im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis 
gelegen ist. Gesetzliche Mitwirkungs- und Anhörungsrechte werden hiedurch 
nicht berührt. 

(3) Ist in einer Sache der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft oder der Landeshauptmann zuständig, so können sie zur 
Durchführung des Verfahrens einschließlich der Erlassung des Bescheides die 
nachgeordnete Behörde ermächtigen, sofern dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, 
Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. Gesetzliche Mitwirkungs- 
und Anhörungsrechte werden hiedurch nicht berührt. 

(…) 
(…) (5) Fällt eine Angelegenheit in den örtlichen Wirkungsbereich mehrerer 

Verwaltungsgerichte und einigen sich diese nicht ohne Zeitaufschub, ist jenes 
Verwaltungsgericht zuständig, in dessen Sprengel der qualitativ und quantitativ 
größere Anteil der Wassernutzung oder Einwirkung stattfindet; bei Wasserbauten 
richtet sich die Zuständigkeit nach der Lage des durch Baumaßnahmen in Anspruch 
genommenen größeren Flächenanteils. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zuständigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenates in Anlagenverfahren 

§ 101a. Über Berufungen gegen Bescheide, die über nachstehende mit der 
Errichtung, dem Betrieb oder der Änderung einer gewerblichen Betriebsanlage 
(§ 74 GewO 1994) verbundene Tatbestände absprechen, entscheidet der 
unabhängige Verwaltungssenat: 
 1. Wasserentnahmen für Feuerlöschzwecke (§§ 9 und 10 ) 
 2. Erd- und Wasserwärmepumpen (§ 31c Abs. 6) 
 3. Abwassereinleitungen in Gewässer (§ 32 Abs. 2 lit. a, b und e), 

ausgenommen Abwassereinleitungen aus Anlagen zur Behandlung der 
in einer öffentlichen Kanalisation gesammelten Abwässer; 

 4. Lagerung von Stoffen, die zur Folge haben, dass durch Eindringen 
(Versickern) von Stoffen in den Boden das Grundwasser verunreinigt 
wird (§ 32 Abs. 2 lit. c) 

 5. Abwassereinleitungen in wasserrechtlich bewilligte 
Kanalisationsanlagen (§ 32b). 

Dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan kommt in diesen Verfahren, 
einschließlich der Verfahren vor dem unabhängigen Verwaltungssenat und den 
Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts, zur Wahrung der wasserwirtschaftlichen 
Interessen Parteistellung (§§ 55 Abs. 5 und 102 Abs. 1 lit. h) zu. 

§ 101a. [entfällt] 

§ 104a. (…) 
(3) Im Rahmen der Überprüfung der öffentlichen Interessen ist das 

wasserwirtschaftliche Planungsorgan im Rahmen seiner Parteistellung 
nachweislich beizuziehen. Gegen einen Bescheid, mit dem ein Abweichen vom 
Verschlechterungsverbot zugestanden wird, kann das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan wegen einer mit wasserwirtschaftlichen Interessen in 
Widerspruch stehenden Prüfung öffentlicher Interessen gemäß Abs. 2 Z 1 bis 3 
nach Erschöpfung des Instanzenzugs Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof erheben, sofern es dem Verfahren entweder nicht 
nachweislich beigezogen worden ist oder der Bescheid einer unter 
Bedachtnahme auf Abs. 2 abgegebenen begründeten negativen Stellungnahme 
des wasserwirtschaftlichen Planungsorgans widerspricht. Die Beschwerdefrist 
beträgt in diesen Fällen – in Abweichung von § 26 Abs. 1 VwGG – drei 
Monate. Dies gilt auch, wenn das wasserwirtschaftliche Planungsorgan dem 
Verfahren nicht nachweislich beigezogen worden ist. Über Verlangen ist dem 

§ 104a. (…) 
(3) Im Rahmen der Überprüfung der öffentlichen Interessen ist das 

wasserwirtschaftliche Planungsorgan im Rahmen seiner Parteistellung nachweislich 
beizuziehen. Gegen einen Bescheid, mit dem ein Abweichen vom 
Verschlechterungsverbot zugestanden wird, kann das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan im Rahmen seiner Parteistellung (§ 55 Abs. 5) wegen einer mit 
wasserwirtschaftlichen Interessen in Widerspruch stehenden Prüfung öffentlicher 
Interessen gemäß Abs. 2 Z 1 bis 3 Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben, 
sofern es dem Verfahren entweder nicht nachweislich beigezogen worden ist oder 
der Bescheid einer unter Bedachtnahme auf Abs. 2 abgegebenen begründeten 
negativen Stellungnahme des wasserwirtschaftlichen Planungsorgans widerspricht. 
Im Rahmen seiner Parteistellung besteht für das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan auch die Möglichkeit gegen das Erkenntnis eines 
Verwaltungsgerichtes Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(…) 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bewilligungsinhaber bereits vor Ablauf der dreimonatigen Frist vom 
wasserwirtschaftlichen Planungsorgan mitzuteilen, ob Gründe für die Erhebung 
einer Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof vorliegen. 

(…) 
§ 109. (…) 
(2) Ansuchen, die einer bereits in Behandlung gezogenen Bewerbung 

widerstreiten (Abs. 1) sind nur dann zu berücksichtigen, wenn sie noch vor 
Abschluss der mündlichen Verhandlung erster Instanz – wenn jedoch das 
Verfahren gemäß Abs. 1 zunächst auf die Frage des Vorzuges beschränkt war, 
noch vor Abschluss der mündlichen Verhandlung hierüber – bei der Behörde 
geltend gemacht werden. Soferne keine mündliche Verhandlung stattfindet, 
wird auf den Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides erster Instanz abgestellt. 

§ 109. (…) 
(2) Ansuchen, die einer bereits in Behandlung gezogenen Bewerbung 

widerstreiten (Abs. 1) sind nur dann zu berücksichtigen, wenn sie noch vor 
Abschluss der mündlichen Verhandlung – wenn jedoch das Verfahren gemäß Abs. 1 
zunächst auf die Frage des Vorzuges beschränkt war, noch vor Abschluss der 
mündlichen Verhandlung hierüber – bei der Verwaltungsbehörde geltend gemacht 
werden. Soferne keine mündliche Verhandlung stattfindet, wird auf den Zeitpunkt 
der Erlassung des Bescheides abgestellt. 

§ 112. (1) Zugleich mit der Bewilligung sind angemessene Fristen für die 
Bauvollendung der bewilligten Anlage kalendermäßig zu bestimmen; 
erforderlichenfalls können auch Teilfristen für wesentliche Anlagenteile 
festgesetzt und Fristen für den Baubeginn bestimmt werden. 
Fristverlängerungen, die durch das Berufungsverfahren notwendig werden, sind 
von Amts wegen vorzunehmen. Die Nichteinhaltung solcher Fristen hat bei 
Wasserbenutzungsanlagen das Erlöschen des Wasserbenutzungsrechtes (§ 27 
Abs. 1 lit. f) zur Folge, sofern nicht die Wasserrechtsbehörde gem. § 121 
Abs. 1, letzter Satz, hievon absieht. 

§ 112. (1) Zugleich mit der Bewilligung sind angemessene Fristen für die 
Bauvollendung der bewilligten Anlage kalendermäßig zu bestimmen; 
erforderlichenfalls können auch Teilfristen für wesentliche Anlagenteile festgesetzt 
und Fristen für den Baubeginn bestimmt werden. Fristverlängerungen, die durch das 
Beschwerdeverfahren vor den Verwaltungsgerichten notwendig werden, sind von 
Amts wegen vorzunehmen. Die Nichteinhaltung solcher Fristen hat bei 
Wasserbenutzungsanlagen das Erlöschen des Wasserbenutzungsrechtes (§ 27 Abs. 1 
lit. f) zur Folge, sofern nicht die Wasserrechtsbehörde gem. § 121 Abs. 1, letzter 
Satz, hievon absieht. 

(2) Die Wasserrechtsbehörde kann aus triftigen Gründen diese Fristen 
verlängern, wenn vor ihrem Ablauf darum angesucht wird; die vorherige 
Anhörung der Parteien ist nicht erforderlich. Wird das Ansuchen rechtzeitig 
gestellt, dann ist der Ablauf der Frist bis zur rechtskräftigen Entscheidung über 
den Verlängerungsantrag gehemmt, wird gegen die Abweisung des 
Verlängerungsantrages der Verwaltungsgerichtshof oder der 
Verfassungsgerichtshof angerufen, wird der Ablauf der Frist bis zur 
Entscheidung dieses Gerichtes verlängert. Wird ein Vorhaben während der 
Ausführung geändert, sind im hierüber ergehenden Bewilligungsbescheid die 
Baufristen soweit erforderlich neu zu bestimmen. 

(…) 

(2) Die Wasserrechtsbehörde kann aus triftigen Gründen diese Fristen 
verlängern, wenn vor ihrem Ablauf darum angesucht wird; die vorherige Anhörung 
der Parteien ist nicht erforderlich. Wird das Ansuchen rechtzeitig gestellt, dann ist 
der Ablauf der Frist bis zur Entscheidung der Verwaltungsbehörde über den 
Verlängerungsantrag gehemmt. Wird gegen die Abweisung des 
Verlängerungsantrages das Verwaltungsgericht, der Verwaltungsgerichtshof oder der 
Verfassungsgerichtshof angerufen, wird der Ablauf der Frist bis zur Entscheidung 
dieser Gerichte verlängert. Wird ein Vorhaben während der Ausführung geändert, 
sind im hierüber ergehenden Bewilligungsbescheid die Baufristen soweit erforderlich 
neu zu bestimmen. 

(…) 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Amtsbeschwerde 

§ 116. (1) Unbeschadet des § 33b Abs. 10 und des § 54 Abs. 3 kann der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erheben gegen 
 a) Bescheide, die gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften widersprechen, 
 b) Bescheide, die zwischenstaatlichen Vereinbarungen widersprechen. 

(2) Bescheide sind dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft zur Prüfung im Sinne des Abs. 1 über Verlangen 
ungesäumt unter Anschluss der Entscheidungsgrundlagen vorzulegen. Die 
Beschwerdefrist beginnt mit dem Einlangen des Bescheides und der Unterlagen 
beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft. 

Amtsbeschwerde und Revision 
§ 116. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann innerhalb der gemäß § 7 Abs. 4 Z 5 VwGVG festgelegten 
Frist Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben gegen Bescheide, 
 1. mit denen gemäß § 12a Abs. 3 Ausnahmen vom Stand der Technik 

zugestanden wurden; 
 2. mit denen gemäß § 33b Abs. 10 weniger strenge Regelungen zugelassen 

wurden; 
 3. zu denen das wasserwirtschaftliche Planungsorgan im Verfahren zur 

Bescheiderlassung in einer begründeten negativen Stellungname aufgezeigt 
hat, dass ein Widerspruch zum Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan 
(Maßnahmenprogramm) sowie zu auf diesem basierenden Regional- oder 
Sanierungsprogrammen (§ 55g) gegeben ist, in Verfahren, in denen dem 
wasserwirtschaftlichen Planungsorgan keine Parteistellung zukommt; 

 4. mit denen – trotz Vorliegens einer negativen Stellungname des 
wasserwirtschaftlichen Planungsorganes – ein Abweichen vom 
Verschlechterungsverbot zugestanden wurde (§ 104a), in Verfahren, in 
denen dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan keine Parteistellung 
zukommt. 

Bescheide, in denen über Angelegenheiten der Z 1 bis 4 abgesprochen wurde, 
sind binnen zwei Wochen nach deren Erlassung von der Verwaltungsbehörde 
unter Anschluss der Entscheidungsunterlagen dem Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zuzustellen. 

Weiters kann der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft zur Wahrung einer einheitlichen Handhabung der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes sowie der Einhaltung unionsrechtlicher Vorschriften und 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen von der Verwaltungsbehörde die Zustellung 
eines auf der Grundlage dieses Bundesgesetzes getroffenen Bescheides von 
grundsätzlicher Bedeutung binnen drei Monaten ab Erlassung verlangen und 
innerhalb der gemäß § 7 Abs. 4 Z 5 VwGVG festgelegten Frist Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht erheben. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann gegen eine auf der Grundlage dieses Bundesgesetzes 
getroffene Entscheidung des Verwaltungsgerichts innerhalb der gemäß § 26 Abs. 1 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Z 5 VwGG festgelegten Frist Revision an den Verwaltungsgerichtshof erheben. 
Entscheidungen in Angelegenheiten des Abs. 1 Z 1 bis 4 sind dem Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vom 
Verwaltungsgericht spätestens zwei Wochen nach deren Erlassung zuzustellen. In 
allen anderen Fällen kann der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft von einem Verwaltungsgericht binnen drei Monaten ab 
Erlassung einer auf der Grundlage dieses Bundesgesetzes getroffenen Entscheidung 
deren Zustellung verlangen. 

§ 117. (…) 
(4) Gegen Entscheidungen der Wasserrechtsbehörde nach Abs. 1 ist eine 

Berufung nicht zulässig. Die Entscheidung tritt außer Kraft, soweit vor Ablauf 
von zwei Monaten nach Zustellung des Bescheides die gerichtliche 
Entscheidung beantragt wird. Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung kann 
ohne Zustimmung des Antragsgegners nicht zurückgenommen werden. Bei 
Zurücknahme des Antrages gilt mangels anderweitiger Vereinbarungen die 
wasserrechtsbehördlich festgelegte Leistung als vereinbart. Hat nur der durch 
die Einräumung eines Zwangsrechtes Begünstigte das Gericht angerufen, so 
darf das Gericht die Entschädigung nicht höher festsetzen, als sie im Bescheid 
der Verwaltungsbehörde festgesetzt war. Hat nur der Enteignete das Gericht 
angerufen, so darf es die Entschädigung nicht niedriger festsetzen. Dies gilt 
sinngemäß für die Festsetzung von Ersätzen, Beiträgen und Kosten. 

(…) 

§ 117. (…) 
(4) Gegen Entscheidungen der Wasserrechtsbehörde nach Abs. 1 ist eine 

Beschwerde an das Verwaltungsgericht nicht zulässig. Die Entscheidung tritt außer 
Kraft, soweit vor Ablauf von zwei Monaten nach Zustellung des Bescheides die 
gerichtliche Entscheidung beantragt wird. Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
kann ohne Zustimmung des Antragsgegners nicht zurückgenommen werden. Bei 
Zurücknahme des Antrages gilt mangels anderweitiger Vereinbarungen die 
wasserrechtsbehördlich festgelegte Leistung als vereinbart. Hat nur der durch die 
Einräumung eines Zwangsrechtes Begünstigte das Gericht angerufen, so darf das 
Gericht die Entschädigung nicht höher festsetzen, als sie im Bescheid der 
Verwaltungsbehörde festgesetzt war. Hat nur der Enteignete das Gericht angerufen, 
so darf es die Entschädigung nicht niedriger festsetzen. Dies gilt sinngemäß für die 
Festsetzung von Ersätzen, Beiträgen und Kosten. 

(…) 
§ 118. (…) 
(3) Eine Enteignung darf außer dem Fall einer anderweitigen gütlichen 

Vereinbarung erst nach Rechtskraft des Enteignungsbescheides und nach 
Leistung oder Sicherstellung der Entschädigung vollzogen werden. Ist die 
Entschädigung noch nicht rechtskräftig bestimmt, so genügt es, wenn sie in der 
von der Wasserrechtsbehörde festgesetzten Höhe bei Gericht erlegt wurde. 

(…) 

§ 118. (…) 
(3) Eine Enteignung darf außer dem Fall einer anderweitigen gütlichen 

Vereinbarung erst vollzogen werden, wenn gegen den Enteignungsbescheid kein 
ordentliches Rechtsmittel mehr ergriffen werden kann und eine Entschädigung 
geleistet oder sichergestellt worden ist. Bis zu diesem Zeitpunkt genügt es, wenn sie 
in der von der Wasserrechtsbehörde festgesetzten Höhe bei Gericht erlegt wurde. 

(…) 
§ 122. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann bei Gefahr im Verzuge – 

zur Wahrung öffentlicher Interessen von Amts wegen, zum Schutze Dritter auf 
deren Antrag – die erforderlichen einstweiligen Verfügungen treffen. Die nach 
§ 99 oder § 100 zuständige Wasserrechtsbehörde kann solche einstweilige 
Verfügungen abändern oder selbst treffen. Diese Befugnis steht während der 

§ 122. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann bei Gefahr im Verzuge – zur 
Wahrung öffentlicher Interessen von Amts wegen, zum Schutze Dritter auf deren 
Antrag – die erforderlichen einstweiligen Verfügungen treffen. Die nach § 99 oder 
§ 100 zuständige Wasserrechtsbehörde kann solche einstweilige Verfügungen 
abändern oder selbst treffen. Diese Befugnis steht während der Anhängigkeit eines 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anhängigkeit eines Berufungsverfahrens auch der Berufungsbehörde zu, selbst 
dann, wenn gegen die einstweilige Verfügung keine Berufung erhoben wurde. 

Beschwerdeverfahrens auch dem Verwaltungsgericht zu, selbst dann, wenn gegen 
die einstweilige Verfügung keine Beschwerde erhoben wurde. 

 § 145. (11) Artikel 8 des BGBl. I Nr. xxx/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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